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Erstes Kapitel 

Einführung 

A. Vorbemerkung: Untersuchungsziele 

Die folgende Untersuchung widmet sich einem zentralen Bestandteil des na-
mentlich in den§§ 10 ff. LAbfG NW1•2 realisierten sog. Nordrhein-Westfalen-
Modells für Sonderabfallentsorgung und Altlastensanierung. 3 

. Dieses Modell ist neu. Einzelne Elemente entsprechen zwar anerkannten und 
iiD Grundsatz allgemein als verfassungs- und verwaltungsrechtlich zulässig ange-
sehenen Rechtsfiguren. Andere Komponenten, dies gilt insbesondere für die 
abgabenrechtliche Gestaltung des gem. §§ 11 ff. LAbfG NW eingeführten Lizenz-
entgelts, sind dagegen lebhaft umstritten. In dieser noch näher darzustellenden 
Kombination der Modellbestandteile von Lizenz, Lizenzentgelt und Zweckbin-
dung seiner Verwendung für die Aufgaben des Entsorgungsverbandes hat das 
Modell in der Rechtspraxis - soweit ersichtlich - noch keinen Vorgänger. 

Zu diesem Modell sind sowohl in rechtlicher4 als auch in volkswirtschaftlicher 
Hinsicht5 Beurteilungen abgegeben worden. Die bisherige verfassungsrechtliche 
Diskussion erscheint dabei zwar nicht in der Breite, wohl aber in der Tiefe der 
gedanklichen Durchdringung noch defizitär. 

Weiterhin spricht das Modell bereits mit seinem Namen zwei der drängendsten 
abfallrechtlichen Problembereiche unserer hochindustrialisierten Gesellschaft an. 
Für die Entsorgung der anfallenden Abfälle wird, wie auch immer in Zukunft 
die Vermeidungsmöglichkeiten eingeschätzt werden, sowohl Iandes- als auch 
bundesweit, sowohl für von der entsorgungspflichtigen Körperschaft nach § 3 

1 Abfallgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz- LAbfG -) 
vom 21. Juni 1988 (GV NW S. 250), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. Juni 
1989 (GV NW S. 366). 

2 Weiterer wesentlicher Bestandteil des Modells ist der mit dem EVerbG (Gesetz 
über die Gründung des Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungsverbandes Nordrhein-
Westfalen vom 21. Juni 1988 (GV NW S. 268, ber. GV NW 1989 S. 355)) gegründete 
Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungsverband Nordrhein-Westfalen. 

3 Vgl. zur Bezeichnung Matthiesen, NWVBL 1987, S. 74. 
4 Vgl. Salzwedel, Gutachten I; ders., Gutachten ll, ders., NVwZ 1989, S. 820 ff.; 

Peine, NWVBL 1988, S. 193 ff.; Friauf, Gutachten; Kloepfer, Gutachten; Kloepfer I 
Follmann, DÖV 1988, S. 573 ff. 

s V gl. Karl, Altlastensanierung, passim; ders., Ökonomische Analyse, passim; ders., 
ZAU 1988, S. 51 ff.; Rat von Sachverständigen, RdNr. 757 ff. 

2 Stallknecht 
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Abs. 2 AbfG6 zu entsorgende Abfälle als auch für nach§ 3 Abs. 3 AbfG ausge-
schlossene Abfälle oder speziell für Sonderabfalle i. S. v. § 2 Abs. 2 AbfG der 
sog. ,,Müllnotstand" aufgrund der Erschöpfung der vorhandenen Kapazitäten 
konstatiert. 7 Eine effektive Ergänzung des bisherigen juristischen Instrumenta-
riums wäre hier deshalb sinnvoll. 

Bezüglich der in der umweltpolitischen Situation der letzten Jahre aufgrund 
des Bekanntwerdens alarmierender Schadensfalle 8 daneben in den Vordergrund 
getretenen Bemühungen um eine Lösung derartiger unter dem Stichwort ,,Altla-
sten" zusammengefaSter Probleme hat sich die Frage der Finanzierung als von 
wesentlicher Bedeutung erwiesen. 9 Denn das Volumen der zur Verfügung stehen-
den Finanzmittellegt nicht unerheblich die mögliche Intensität, den Umfang und 
die Geschwindigkeit einer beabsichtigten Sanierungsmaßnahme fest. 10 Die hier-
bei angenommene Unzulänglichkeit der bestehenden Kostentragungspflichten 11 

und die Finanzknappheit der öffentlichen Hände hat deshalb zur Entwicklung 
neuer Finanzierungsmodelle geführt. 12 Die folgenden Überlegungen sollen dazu 
dienen festzustellen, ob das Nordrhein-Westfalen-Modell den an ein solches 
Modell zu stellenden verfassungsrechtlichen Anforderungen genügt. 

In diesem Rahmen kommt dem Nordrhein-Westfalen-Modell durchaus Vor-
bildfunktion zu. Zum einen könnte es im Falle verfassungsrechtlicher Zulässigkeit 
von anderen Bundesländern übernommen werden. Zum anderen könnte die recht-
liche Konstruktion des Lizenzentgelts dann ebenfalls anderen abgabenrechtlichen 
Überlegungen innerhalb und auch außerhalb des Umweltrechts zusätzliche Impul-
se verleihen. 

Alle diese Aspekte lassen eine verfassungsrechtliche Auseinandersetzung mit 
dem Nordrhein-Westfalen-Modell ertragreich erscheinen. Hierbei soll der durch 
ein gesondertes Gesetz geschaffene Verband, für den sich eigenständige verfas-
sungsrechtliche Probleme ergeben, die sich auf die Zulässigkeit der §§ 10 ff. 

6 Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Abfallgesetz- AbfG) 
vom 27. August 1986 (BGBl I S. 1410, ~r. durch BGBll986 I S. 1501), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Dritten Gesetzes zur Anderung des Bundes-Immisionsschutzgesetzes 
vom 11. Mai 1990, BGBl I S. 870. 

7 Vgl. zur Situation für Sonderabfälle in Nordrhein-Westfalen Matthiesen, NWVBL 
1987, S. 75; ders., Plenarprotokoll 10169 des Landtages Nordrhein-Westfalen, 6120 
(A-D); Salzwedel, Gutachten I, S. 25 ff.; für die bundesweite Problematik zuletzt BT-
Drucksache 11 I 6633, S. 48; Bender I Sparwasser, RdNr. 835. 

s So mit Beispielen Breuer, NVwZ 1987, S. 752; ders., JuS 1986, S. 359; vgl. auch 
neuerdings Kloepfer, Umweltrecht, § 12 RdNr. 132; Bender I Sparwasser, RdNr. 1031 
sowie BGH, JZ 1990, S. 641 ff.; JZ 1990, S. 645 ff. mit Anm. Ossenbühl. 

9 Meller, S. 1; Breuer, NVwZ 1987, S. 751; vgl. auch die Beschlüsse bzw. Beschluß-
vorlagen zur 22. bis 26. Umweltministerkonferenz, abgedruckt bei Brandt, Altlasten, 
s. 161 ff. 

1o Brandt, Gutachten ll, S. 1. 
II Siehe hierzu unten 1. Kap. A. m. 4. 
12 Vgl. dazu im einzelnen noch unten 3. Kap. A. II. 
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LAbfG NW aber nicht auswirken, nicht im Blickfeld liegen. Vielmehr soll eine 
Beschränkung auf die Lizenz nach § 10 LAbfG NW sowie das Lizenzentgelt 
nach §§ 11 ff. LAbfG NW erfolgen, da sich in diesen Bestimmungen im wesentli-
chen der "Modellcharakter" des Konzepts manifestiert. 13 

Mit der Beschränkung auf verfassungsrechtliche Überlegungen soll auch der 
Bereich europarechtlicher Aspekte ausgeklammert werden. Hierfür gilt, daß das 
gesamte nationale Abfallrecht, also sowohl das AbfG mit seinem Grundsatz der 
Inlandsentsorgung gern.§ 2 Abs. 1 AbfG als auch z. B. das LAbfG NW, in Ein-
klang zu bringen ist mit dem durch Art. 30 ff., 59 ff. EWGV 14 geforderten freien 
Waren- und Dienstleistungsverkehr. 15 Ein Lizenzsystem, welches von seinem 
eigenen Anspruch her einem ,,Mülltourismus" entgegentreten wi11 16, könnte hier-
gegen verstoßen. Andererseits wird z. B. vom Bundesrat die Ansicht vertreten, 
daß Abfall keine freie Ware und Abfallentsorgung keine uneingeschränkt "freie 
Dienstleistung" i. S. d. EWGV sei 17 und damit den EG-vertraglichen Bindungen 
jedenfalls nicht uneingeschränkt unterfallen soll. Das hier bestehende Harmoni-
sierungsbedürfnis trifft damit jedoch alle nationalen abfallrechtlichen Regelungen 
. und ist kein spezifisches Problem des Nordrhein-Westfalen-Modells, auf welches 
sich die nachfolgenden Gedanken konzentrieren sollen. 

B. Charakterisierung des Nordrhein-Westfalen-Modells 

Zum Verständnis der sich anschließenden Untersuchung soll eine kurze Dar-
stellung der wesentlichen durch das Nordrhein-Westfalen-Modell erfolgten nor-
mativen Neuerungen sowie der Entstehungsgeschichte vorausgeschickt werden. 
Auf Einzelheiten wird, soweit erforderlich, dann später noch eingegangen. 18 

I. Ausgangspunkt und tragender Eckpfeiler des Modells ist§ 10 LAbfG NW. 
Nach dessen Abs. 1 S. 1 bedarf nunmehr einer Lizenz, wer im Gebiet des Landes 
Nordrhein-Westfalen Abfalle behandelt oder ablagert, die entsorgungspflichtige 
Körperschaften nach § 3 Abs. 3 AbfG von ihrer Entsorgungspflicht ausgeschlos-
sen haben. Diese Lizenz wird gern. § 10 Abs. 1 S. 2 LAbfG NW vom Landesamt 
für Wasser und Abfall im Rahmen einer Ermessensentscheidung nach § 10 Abs. 2 
LAbfG NW erteilt, wenn die mit ihr beabsichtigte Nutzung mit den abfallwirt-

13 Ein entsprechender Vorrang wird dem ,,Lizenzelement" auch eingeräumt von Peine, 
NWVBL 1988, S. 194. 

14 Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 
1957 (BGBI ll S. 766), zuletzt geändert durch Einheitliche Europäische Akte vom 
17./28.2.1986 (BGBI ll S. 1104). 

1s Vgl. auch die Bedenken bei Salzwedel, NVwZ 1989, S. 821. 
16 Vgl. LT- Drucksache 10/2613, S. 40 f. 
17 Beschluß des Bundesrates, BR-Drucksache 530/89, S. 1, Punkt 2. 
18 V gl. zur Beschreibung in knapper Darstellung auch Matthiesen, NWVBL 1987, 

S. 76; Holtmeier, Nordrhein-Westfalen-Modell, S. 142 f.; LT-Drucksache 10/2613, 
S.34. 

2• 
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